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(LQOHLWXQJ
Seit Jahren wird ein Demokratiedefizit in der Europäischen Union beklagt, ganz besonders,

so die allgemeine Beobachtung, im Bereich der Außenpolitik. Auch politikwissenschaftliche

Arbeiten haben sich mittlerweile dieser Auffassung angeschlossen.

Auch wenn dem Europäischen Parlament (EP) nur geringe Kompetenzen auf dem Gebiet

zukommen, so heißt dies noch lange nicht, daß es keine Außenpolitik gestalten würde. Im

Gegenteil, gerade mit Lateinamerika unterhält es eine Vielzahl an Kontakten durch seine In-

terparlamentarischen Delegationen und auf den Interparlamentarischen Konferenzen.

Der Dialog mit Lateinamerika ist besonders interessant, nicht nur, weil die kulturellen

Übereinstimmungen zwischen beiden Kontinenten sehr hoch sind und sich hier eine große

Zahl an menschlichen und institutionellen Kontakten zwischen Europa und Lateinamerika

abspielt, sondern auch, weil sich sehr gut zeigen läßt, wie sich das EP für die Erhaltung und

Wiederherstellung der Demokratie und des Rechtsstaates sowie für die Wahrung der Men-

schenrechte eingesetzt hat. In über 300 Resolutionen hat es bis heute seine Meinung zu La-

teinamerika kundgetan.

In dieser Arbeit sollen zuerst beispielhaft zwei Thesen zur Rolle der Europäischen Union

als Ordnungsfaktor gegenübergestellt und anschließend die rechtlichen Grundlagen für die

Außenpolitik des EP betrachtet werden. Dann wird näher auf das Parlament als Akteur im

Gruppendialog mit Lateinamerika eingegangen. Als Gruppendialog wird hier ein regelmäßi-

ger, durch eine formelle Entscheidung durch mindestens einen der beiden Partner begonnene

Dialog zwischen Delegationen mindestens zweier Staatengruppen verstanden. Abschließend

werden anhand der Resolutionen spezifische Themenfelder und Politikgebiete des EP heraus-

gearbeitet.

Literatur zu diesem Thema ist reichlich vorhanden, wenn auch ein gewisser Schwerpunkt

auf portugiesisch- und vor allem spanischsprachigen Publikationen liegt. Die abgelaufenen

Gruppendialoge des EP mit Lateinamerika sind gut beschrieben, allerdings fehlen gute empi-

risch fundierte Analysen über die tatsächlichen Konsequenzen der EP-Außenpolitik. Die Au-

toren geben sich oft mit einem rein zeitlichen Zusammenfallen oder mit puren Spekulationen

über den Erfolg der Bemühungen des EP, auf die Außenpolitik der EU Einfluß zu nehmen,

zufrieden.

Ebenso fehlen gute Übersichten über die rechtlichen Grundlagen der EU-Außenpolitik und

ihrer praktischen Anwendung. Das Paragraphenchaos der EU und die kurze Zeit seit der An-

wendung der Maastrichter Verträge erschweren dies.
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Bei der Betrachtung der Rolle der EU in der internationalen Politik räumt die Null-Macht-

These, die internationale Akteure in erster Linie nach ihrem militärischen Potential bewertet,

der EU keine tatsächliche Einflußmöglichkeit ein. Die Anhänger der aus der Perspektive des

Realismus stammenden Nationalmacht-These lehnen supranationale Politik als negativ für

nationale Interessen ab. Dies tun auch die Sympathisanten der sogenannten Kapitalistischen

Großmacht-These. Allerdings verstehen diese die gemeinsame europäische Politik als Ab-

schottung der "Festung Europa" gegenüber dem unterentwickelten Teilen der Welt und als

Fortsetzung der alten "divide-et-impera"-Politik aus Kolonialzeiten.

Neben diesen drei negativ besetzten Thesen zur Rolle der Europäischen Union (EU) als

Ordnungsfaktor in der internationalen Politik gibt es drei weitere eher positiv besetzte Thesen.

Die Globalmacht-These, ebenfalls aus der Perspektive des Realismus entstanden, geht davon

aus, daß es nationalstaatlicher Politik in Zukunft nicht mehr möglich sein wird, die Interessen

der Staaten Europas effektiv im internationalen Mächtekonzert zu vertreten. Daher ist es un-

bedingt erforderlich, die EU zu einem schlagkräftigen internationalen Akteur auszubauen.

Unklar bleibt bis heute jedoch die Zahl der daran teilnehmenden Staaten und die Frage, ob

dies eher föderalistisch oder intergovernemental bewerkstelligt werden soll.

Dementgegen sehen die Vertreter der sogenannten Zivilmacht-These in der jetzigen außen-

politischen Schwäche der EU eher einen Vorteil. Die EU soll als Beispiel für andere interna-

tionale Akteure dienen, wie Konfliktursachen friedlich angegangen werden können. Der

friedliche Zusammenschluß ehemaliger Erbfeinde wie Deutschland und Frankreich oder Por-

tugal und Spanien in einem von zivilen, sozio-ökonomischen Beziehungen geprägten Staa-

tenbund als Alternativmodell für militärische Konfliktlösungen soll zu mehr Frieden in der

Welt beitragen.

Ausgehend von dieser These hat sich noch die These der Friedensmacht Europa entwik-

kelt. Diese weist der EU zusammen mit den USA eine Führungsrolle ("partners in lea-

dership") im internationalen System zu. Beide sollen mit ihren geballten gemeinsamen wirt-

schaftlichen und diplomatischen Sanktionsmitteln Verstöße gegen die internationale Ordnung

im Keim ersticken. Im Notfall soll jedoch auch zu militärischen Mitteln gegriffen werden

können.1

                                                          
1Vgl. Wolfgang Wessels, Die Europäische Union als Ordnungsfaktor, in: Karl- Kaiser/Hans-Peter Schwarz

(Hrsg.), Die neue Weltpolitik, Bonn 1995, S. 486f
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Die Kompetenzen des Europäischen Parlamentes bei den äußeren Beziehungen der EU

sind je nach Themenfeld sehr unterschiedlich. Sie reichen von praktisch keinerlei Einfluß auf

das Geschehen bis zur Zustimmungspflicht mit absoluter Mehrheit bei Beitrittsgesuchen neu-

er EU-Mitglieder.

Grundsätzlich sind die innerhalb der EU als "Außenbeziehungen" bezeichneten Verbin-

dungen der Europäischen Union mit anderen Staaten oder Internationalen Organisationen in

den Bereichen Handel und Wirtschaft von der sogenannten "Gemeinsamen Außen- und Si-

cherheitspolitik (GASP)", die sich um die eigentlichen politischen Beziehungen kümmert, zu

trennen.2 Eine Sonderrolle innerhalb der Außenbeziehungen spielen die Assoziierungsab-

kommen, welche ein spezielles Instrument auf der Ebene zwischen reinen Handelsabkommen

und dem vollen Beitritt darstellen. Als dritte Kategorie neben den Außenbeziehungen und der

GASP ist noch der Beitritt neuer Mitglieder in die EU zu betrachten.

Die Mitwirkung des Parlaments gliedert sich in vier Fälle. Handelt es sich um reine Han-

delsabkommen ist rechtlich keine Mitwirkung des Parlaments vorgesehen. Sonst schließt der

Rat die Abkommen in der Regel nach Anhörung des Parlamentes, in bestimmten Fällen, die

in Art. 238 Abs. 3 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) aufge-

führt sind, muß die Zustimmung des Parlamentes eingeholt werden. Auch bei Assoziierungs-

verträgen nach Art. 238 EGV wird eine einfache Mehrheit des Parlamentes benötigt. Bei-

trittsgesuche benötigen sogar eine absolute Mehrheit der Abgeordneten des Parlaments. 3

Tabelle 1: Überblick über die Kompetenzen des EP

Außenpolitikgebiet § Maastrichter
Verträge

Kompetenzen des Europäischen
Parlamentes

Gemeinsame
Handelspolitik

EGV Art. 113 Keinerlei (in der Praxis Benachrichti-
gung der Ausschüsse über Verhand-
lungsablauf und -ergebnisse durch sog.
"Luns-Westerterp-Verfahren")

Allg. Verträge EGV  Art. 228 Konsultation
Assoziierungen (u.a.) EGV  Art. 228, 238 Zustimmungspflicht
GASP EUV Art. J.7, J.9 Konsultation und Information, jährliche

Debatte
Beitrittsverträge EUV  Art. O Absolute Mehrheit

                                                          
2
Vgl. Jörg Monar, Außenbeziehungen, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels, Europa von A-
Z/Taschenbuch der europäischen Integration, Bonn 1995, S. 74

3
Vgl. Michael Schweizer/Waldemar Hummer, Europarecht, Neuwied/Kriftel/Berlin 1996, S. 201
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In der Regel ist das Europäische Parlament vor dem Abschluß von Abkommen nach dem

einheitlichen Vertragsschließungsverfahren gemäß Artikel 228 EGV zu konsultieren. In der

Gemeinsamen Handelspolitik nach Artikel 113 EGV stehen dem Europäischen Parlament

jedoch keinerlei Rechte zu. Die Kommission ist nicht einmal zur Konsultation des Parlaments

verpflichtet. Sie besitzt ein Verhandlungsmonopol und ist lediglich dem Rat Rechenschaft

schuldig. Jedoch hat sich in der Praxis das sogenannte "Luns-Westerterp-Verfahren" einge-

bürgert, nach dem das Parlament freiwillig über seine jeweils zuständigen Ausschüsse über

Verhandlungsablauf und Verhandlungsinhalte unterrichtet wird.4

Eine weitere Ausnahme neben der Gemeinsamen Handelspolitik - diesmal allerdings zu-

gunsten des Parlamentes - stellen folgende Fälle laut Art. 238 Abs. 3 Satz 3 EGV dar:

"Abweichend von Unterabsatz 1 [Anhörung des EP] bedarf der Abschluß von Abkommen im

Sinne des Artikels 238 [Assoziierung mit dritten Staaten und Organisationen] sowie sonstiger

Abkommen, die durch Einführung von Zusammenarbeitsverfahren einen besonderen institu-

tionellen Rahmen schaffen, von Abkommen mit erheblichen finanziellen Folgen für die Ge-

meinschaft und von Abkommen, die eine Änderung eines nach dem Verfahren des Artikels

189 b [Mitentscheidung des Parlamentes] angenommenen Rechtsaktes bedingen, der Zu-

stimmung des Europäischen Parlaments." 5

������ $VVR]LLHUXQJVYHUWUÄJH

Laut Artikel 238 EG-Vertrag ist die Gemeinschaft dazu berechtigt, Verträge mit anderen

Staaten oder internationalen Organisationen zu schließen, die eine Assoziierung mit gegen-

seitigen Rechten und Pflichten, gemeinsamen Vorgehen und besonderen Verfahren herstel-

len.6 Artikel 131 des EGV ermöglicht überseeischen Ländern und Hoheitsgebieten, die mit

Belgien, Dänemark, Frankreich, Italien, den Niederlanden und dem Vereinigten Königreich

besondere Beziehungen unterhalten, eine weitgehende Teilnahme am gemeinsamen Markt.7

Laut Artikel 228 Absatz 3 EGV bedarf der Abschluß eines Assoziierungsabkommens nach

Artikel 238 EGV der Billigung des Europäischen Parlaments.8 Diese Zustimmung des EP war

                                                          
4
Vgl. Jörg Monar, Außenbeziehungen, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels, Europa von A-
Z/Taschenbuch der europäischen Integration, Bonn 1995, S. 78

5Thomas Läufer (Bearb.), Europäische Gemeinschaft-Europäische Union: Die Vertragstexte von Maastricht,
Bonn 1993, S. 167

6
Vgl. Thomas Läufer, ebenda

7
Vgl. Hans-Wolfgang Arndt, Europarecht, Heidelberg 1995, S. 136

8Vgl. Thomas Läufer (Bearb.), Europäische Gemeinschaft-Europäische Union: Die Vertragstexte von Maa-
stricht, Bonn 1993, S. 164
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bisher mehrmals erst durch Nachverhandlungen mit den Drittstaaten zu erreichen.9

Die Assoziierungspolitik ist mittlerweile zu einem Hauptinstrument der EU-Außenpolitik

geworden. Sie dient u.a. der Vorbereitung möglicher Beitrittskandidaten, z.B. bei den ersten

Assoziierungsabkommen mit Griechenland und der Türkei, die beide eine Beitrittsklausel

enthielten (Beitrittsassoziierung). Auch im Bereich der EU-Entwicklungspolitik bilden die

Assoziierungsverträge mittlerweile ein vielfach verwendetes Instrument.10

Eine klare Abgrenzung von Assoziierungsabkommen nach Art. 238 EGV, "normalen" Ab-

kommen nach Art. 228 EGV und reinen Handelsabkommen laut Art. 113 EGV ist allerdings

oft nicht möglich, da die verschiedenen Rechtsgrundlagen häufig miteinander kombiniert

werden.11

����� *HPHLQVDPH�$X¿HQ��XQG�6LFKHUKHLWVSROLWLN��*$63�

Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) ist neben der Europäischen Ge-

meinschaft (EG) die zweite Säule der Europäischen Union (EU). Mit ihr sollen im Zeitalter

der Globalisierung die europäischen Interessen gemeinsam nach außen hin vertreten werden.

Dazu sollen auch nationale Standpunkte angeglichen werden.

Bei den ersten gemeinsamen Aktionen 1993 (Wahlbeobachtung Rußland, Jugoslawien)

herrschte noch weitgehende Unklarheit bezüglich der Finanzierung der Kosten für gemeinsa-

me Aktionen. Es standen sich zwei Lösungen gegenüber:

• Inanspruchnahme des Gemeinschaftsbudgets, dies bedeutet jedoch die Anwendung der

einschlägigen EG-Haushaltsbestimmungen und somit eine haushaltstechnische Zu-

stimmungspflicht des Parlaments, was die Kritik der Verfechter einer intergouverne-

mentellen GASP hervorrief, und

• Nationale Beiträge, die keinem Einfluß des EP unterliegen.

1994 einigte man sich jedoch darauf, daß die Aktionen entweder aus dem Kommissions-

haushalt (1996 wurden dafür Mittel in der Sektion III B 8 eingestellt) oder aus nationalen

Haushalten finanziert werden könnten. Die rein administrativen Ausgaben (Dolmetscher,

GASP-Sitzungen) werden jedoch aus dem Ratsbudget bezahlt und sind somit einer Einfluß-

nahme des EP entzogen.

                                                          
9
Vgl. Wolfgang Wessels, Die Europäische Union als Ordnungsfaktor, in: Karl- Kaiser/Hans-Peter Schwarz
(Hrsg.), Die neue Weltpolitik, Bonn 1995, S. 492

10
Vgl. Otto Schmuck, Entwicklungspolitik, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels, Europa von A-
Z/Taschenbuch der europäischen Integration, Bonn 1995, S. 124

11
Vgl. Susanne Klunkert, Assoziierungspolitik, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels, Europa von A-
Z/Taschenbuch der europäischen Integration, Bonn 1995, S. 71-73
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Durch diese Entscheidung wurde das EP zu einem zentralen Akteur der GASP. Rein recht-

lich bleibt es zwar auf die vorgesehenen und bisher extensiv genutzten Fragerechte und die

Benachrichtigungspflicht der Präsidentschaft (Art. J.7 EUV) und der Kommission (Art. J.9

EUV) beschränkt, durch die Zustimmungspflicht zu internationalen Verträgen und das Haus-

haltsrecht ergeben sich darüber hinaus jedoch weitaus größere Möglichkeiten auf das Gesche-

hen Einfluß zu nehmen, als es die rechtliche Lage vermuten ließe.12 Außerdem bietet die

jährliche Aussprache über die Fortschritte bei der GASP ein öffentliches Forum für die Vor-

stellungen des EP in diesem Bereich.13 Gelegenheit zur Einflußnahme auf die Politik von

Kommission und Rat bieten auch Fragestunden des Parlaments, so z.B. am 16.11.1994 zur

Kooperation mit dem Mittelmeerraum und dem MERCOSUR mit dem Vizepräsidenten der

Europäischen Kommission, Manuel Marín.14 Trotzdem bleibt die Einflußnahme beschränkt,

da sich "Diplomaten eben gerne abschotten".15

Die weite Auslegung des Haushaltsrechts und von Artikel J.7 EUV durch das EP, um grö-

ßere Einflußmöglichkeiten in der sogenannten zweiten Säule der EU zu erlangen, ist aber

selbst von Integrationsbefürwortern als absurd und exzessiv kritisiert worden.16

Im Zuge der Revision der Maastrichter Verträge hat das EP vorgeschlagen, die Kompeten-

zen der EU zuungunsten der einzelnen Mitgliedsstaaten zu erhöhen. Nachdem es dies bereits

in seiner Entschließung am 17. Mai 1995 zur Regierungskonferenz 1996 getan

hat,17wiederholte es diese Position in einer weiteren Entschließung am 13. März 1996. Aller-

dings wird hier kein Mitbestimmungsrecht des EP, sondern nur eine Kontrollfunktion und ein

Anhörungsrecht verlangt, d.h. keine erhebliche Ausweitung der EP-Kompetenzen auf diesem

                                                          
12

Vgl. Elfriede Regelsberger, Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang
Wessels, Europa von A-Z/Taschenbuch der europäischen Integration, Bonn 1995, S. 223 u. 227

13Vgl. I. MacLeod/I. D. Hendry/Stephen Hyett, The External Relations of the European Communities/A Ma-
nual of Law and Practice, Oxford 1996, S. 422

14Vgl. Presentación ante el Parlamento Europeo del Vicepresidente de la Comisión europea, Manuel Marín,
sobre Cooperación con la Cuenca Mediterránea y los Países del Mercosur, Estrasburgo, 16 de Noviembre
de 1994, in: Centro Latinoamericano para las Relaciones con Europa (CELARE), Documentación de Base:
Relaciones América Latina-Unión Europea: Nuevas Perspectivas, Santiago de Chile 1994, S. 233-245

15Wolfgang Wessels, Die Europäische Union als Ordnungsfaktor, in: Karl- Kaiser/Hans-Peter Schwarz
(Hrsg.), Die neue Weltpolitik, Bonn 1995, S. 493

16Vgl. Elfriede Regelsberger, The Institiutional Setup and Functioning of EPC/CFSP, in: Elfriede Regels-
berger/Philippe de Schoutheete de Tervarent/Wolfgang Wessels, Foreign Policy of the European Uni-
on/From EPC to CFSP and Beyond, Boulder/Colorado 1997, S. 81f

17
Vgl. Otto Schmuck, Europäisches Parlament, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels, Europa von A-
Z/Taschenbuch der europäischen Integration, Bonn 1995, S. 195
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Gebiet.18

����� %HLWULWWVYHUWUÄJH

Zu einer erfolgreichen Aufnahme eines weiteren Staates in die EU bedarf es gemäß EU-

Vertrag Art. O neben der einstimmigen Zustimmung des Rats der Union sowie der Ratifizie-

rung durch sämtliche Mitgliedsstaaten, der absoluten Mehrheit im Europäischen Parlament.19

����� 'LH�WDWVÄFKOLFKHQ�(LQIOX¿PÖJOLFKNHLWHQ�GHV�(3

Ein Demokratiedefizit der EU-Außenpolitik ist kaum abzustreiten. Man möge sich nur vor

Augen halten, daß der Rat auf Vorschlag der Kommission nach Art. 228a EGV ohne Anhö-

rung und Information des Parlamentes Wirtschaftssanktionen gegenüber einem Drittland ver-

hängen kann. Die Rolle des Parlaments als legislative Kraft tritt gegenüber dem Rat als

Hauptlegislative zurück. Dieser trifft im Normalfall sämtliche Entscheidungen und führt sie

auch durch. Der Kommission verbleibt immerhin noch ein Initiativrecht sowie die Verhand-

lungsführung im Bereich der Außenbeziehungen, während das Parlament lediglich über Emp-

fehlungen die Politik des Rates beeinflussen kann. Es kann diesen - im Gegensatz zur Kom-

mission - auch nicht durch ein Mißtrauensvotum seines Amtes entheben.

Der Rat hat zwar in seiner Entschließung vom 26.10.1993 eine engere Kooperation mit

dem EP im Bereich der GASP beschlossen, u.a. durch Teilnahme von Ratsvertretern an Ple-

narsitzungen und an Tagungen des Ausschusses für Auswärtige Angelegenheiten sowie durch

die Bekanntgabe der Parlamentsreaktionen auf jeder Ratssitzung, aber letzten Endes ist fest-

zustellen, daß eine Kontrolle des Rates als Hauptakteur der GASP nur aufgrund dessen frei-

williger Kooperation möglich ist.20

Dennoch verbleiben dem Parlament (neben der Zustimmungspflicht in den oben aufge-

führten Ausnahmefällen) einige Mechanismen der Einflußnahme.

������ (PSIHKOXQJVSUR]HGXU

Nach Art. 189 EGV kann das EP dem Rat und der Kommission gegenüber Empfehlungen

aussprechen. Bei diesen Empfehlungen handelt es sich eher um ein politisches, als um ein

legales Instrument, da sie in keiner Weise bindend sind. Eine sinnvolle Anwendung dieses

Mittels kann durchaus die Stellung des Parlamentes stärken, da es kaum wahrscheinlich ist,

                                                          
18

Vgl. Entschließung des Europäischen Parlaments zur Einberufung der Regierungskonferenz, 13.3.1996, in:
Mathias Jopp/Otto Schmuck, Die Reform der Europäischen Union/Analysen-Positionen-Dokumente zur
Regierungskonferenz 1996/97, Bonn 1996, S. 127

19Vgl. Hartmut Marhold, Erweiterung, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels, Europa von A-
Z/Taschenbuch der europäischen Integration, Bonn 1995, S. 127
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daß der Rat vollkommen gegen die Parlamentspositionen arbeiten würde.

������ .RQWUROOIXQNWLRQHQ

Eine direkte Kontrolle des Rates ist nicht möglich, aber das Parlament kann in seiner jähr-

lichen Aussprache zu den Fortschritten in der GASP (Art. J.7 Satz 3 EUV) oder in besonderen

Debatten zu wichtigeren Themen den Rat öffentlich kritisieren, was dem Parlament einen,

wenn auch geringen, Einfluß gewährleistet. Gegenüber der Kommission sieht die rechtliche

Lage des EP wesentlich besser aus. Es kann die Kommission mit einem Mißtrauensvotum von

2/3 seiner Mitglieder zu Fall bringen (Art. 144 EGV). Als weniger hartes Instrument steht nur

noch die öffentliche Kritik der Kommission zu Verfügung.

������ .RQVXOWDWLRQ

Artikel J.7 EUV sieht nicht nur eine Information des Parlamentes durch die Präsidentschaft

des Rates und die Kommission über Fragen und Entwicklungen der GASP vor, sondern auch

eine gebührende Berücksichtigung der Auffassungen des EP. Bis jetzt wurde dies von Kom-

mission und Präsidentschaft durch die Teilnahme auf den Ausschußsitzungen des EP wahrge-

nommen, es hat aber noch keine offizielle Konsultation des EP`s gegeben. Auch hier ist kei-

nesfalls gewährleistet, daß die Meinung des Parlamentes tatsächlich berücksichtigt wird. Der

praktische Ablauf deutet darauf hin, daß hier das Parlament eher zum "Re-Akteur" in den äu-

ßeren Beziehungen der EU und damit auch im Gruppendialog degradiert wird, da ihm eine

vorherige Einflußnahme auf die wichtigen außenpolitischen Weichenstellungen nur schwer

möglich ist. Das Parlament wird mit der herrschenden Rechtslage und dem erklärten Unwillen

der Regierungen der einzelnen Mitgliedstaaten, dem EP größere Rechte zu übertragen, si-

cherlich auch in der nächsten Zukunft kein Hauptakteur der EU-Außenpolitik werden.21

                                                                                                                                                                                       
20Vgl. Thomas Grunert, The Association of the European Parliament: No Longer the Underdog in EPC?, in:

Elfriede Regelsberger/Philippe de Schoutheete de Tervarent/Wolfgang Wessels, Foreign Policy of the Eu-
ropean Union/From EPC to CFSP and Beyond, Boulder/Colorado 1997, S. 112-115

21Vgl. Thomas Grunert, The Association of the European Parliament: No Longer the Underdog in EPC?, in:
Elfriede Regelsberger/Philippe de Schoutheete de Tervarent/Wolfgang Wessels, Foreign Policy of the Eu-
ropean Union/From EPC to CFSP and Beyond, Boulder/Colorado 1997, S. 116-119 und 130



Johannes Beck                                  Das Europäische Parlament und der Gruppendialog (Schwerpunkt Lateinamerika)

9

�� 'DV�(3�DOV�$NWHXU�LP�*UXSSHQGLDORJ

���� $OOJHPHLQHV

Aufgrund der reduzierten Einflußnahme des EP im Bereich der GASP und der einfachen

Handelsbeziehungen ist es mehr als natürlich, daß sich die Aufmerksamkeit des EP neben der

Teilnahme an Assoziierungsverhandlungen, wo es eine starke Position besitzt, stärker darauf

konzentriert, von den Hauptakteuren Kommission und Rat als lästige Randthemen betrachtete

Fragen wie Menschenrechte, Demokratiedefizite und Umweltschutz aufzugreifen. Die Rolle

als "außenpolitisches Gewissen der EU" ist dem Parlament sicher auch deshalb in der bisher

praktizierten Form möglich, weil es eben keine weitergehenden Kompetenzen auf dem Gebiet

besitzt. Man macht sozusagen aus der Not eine Tugend.

Dennoch hat das Parlamentes es geschafft, seine politischen Anliegen in den eigentlich

eher handelspolitisch geprägten Bereichen der Außenbeziehungen, in denen das EP größere

Kompetenzen besitzt, unterzubringen. Als Beispiele für ein erfolgreiches Eingreifen seien die

Verhinderung des Assoziierungsabkommen mit Griechenland nach dem Militärputsch 1967

und des Handelsprotokolls mit Israel im Januar 1988 genannt.22

Die Idee der regionalen Integration wird vom EP stark unterstützt. Anderen regionalen

Wirtschaftsblöcken - sei es bedeutenden wie dem MERCOSUL, der NAFTA, der ASEAN

oder auch unbedeutenden wie dem MCCA oder dem Andenpakt - wird von Beginn an großes

Interesse und starke Unterstützung entgegengebracht. 23 Das Parlament konzentrierte sich bei

seinen Bemühungen unter anderem darauf "Schwesterparlamente" in den anderen Wirt-

schaftsblöcke zu initiieren, was ihm auch einige Male gelang. So ist z.B. die Schaffung des

Lateinamerikanischen Parlamentes in den frühen 60er Jahren oder des Parlamentes der ASE-

AN auf Initiativen des EP zurückzuführen. Es läßt sich durchaus sagen, daß das EP einen

größeren Beitrag bei der inneren Organisation anderer Gruppen geleistet hat als Kommission

und Rat.24

                                                          
22Vgl. Karl-Heinz Neunreither, The European Parliament: an emerging political role?, in: Geoffrey Ed-

wards/ Elfriede Regelsberger, Europe`s Global Links/The European Community and Inter-Regional Coope-
ration, London 1990, S. 170

23Vgl. Elfriede Regelsberger, The dialogue of the EC/Twelve with other regional groups: a new European
identity in the international system?, in: Geoffrey Edwards/ Elfriede Regelsberger, Europe`s Global
Links/The European Community and Inter-Regional Cooperation, London 1990, S. 17

24Vgl. Karl-Heinz Neunreither, The European Parliament: an emerging political role?, in: Geoffrey Ed-
wards/ Elfriede Regelsberger, Europe`s Global Links/The European Community and Inter-Regional Coope-
ration, London 1990, S. 170
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���� *UXSSHQGLDORJ�PLW�/DWHLQDPHULND

Der Dialog Europa-Lateinamerika ist nicht der Dialog zwischen zwei x-beliebigen Konti-

nenten, sondern hier ergeben sich besondere Eigenheiten, welche diese Beziehung von den zu

anderen Kontinenten abheben. Neben der gemeinsamen kulturellen Geschichte - besonders

deutlich bei Spanien und Portugal - erleichtern geringe sprachliche Barrieren den Kontakt.

Darüber hinaus gibt es große Übereinstimmungen bei der ideologischen Ausrichtung der po-

litischen Parteien. Das findet seinen Niederschlag in den internationalen Zusammenschlüssen

der Parteien gleicher weltanschaulicher Richtung, wie der Sozialistischen Internationalen oder

der Christdemokratischen Internationalen. Die Ideen des Rechtsstaates und der Freiheits- und

Demokratiegedanke gehören ebenfalls zum gemeinsamen europäisch-lateinamerikanischen

Kulturerbe.25

Ende dieses Jahrhunderts steht Lateinamerika vor drei Herausforderungen, zu deren Be-

wältigung die EU als einer der bevorzugten Partner mit beitragen kann:

• Konsolidierung von Rechtsstaat und Demokratie;

• Lösung des Armutsproblems und der sozialen Ungleichheit;

• Erhöhung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit.26

������ ,QWHUSDUODPHQWDULVFKH�'HOHJDWLRQHQ�]X�/DWHLQDPHULND

Der direkte Kontakt mit den Parlamenten anderer Ländern wird vom EP seit dem 21. April

1982 (DOCE C 125 vom 17.3.1982) durch interparlamentarische Delegationen sichergestellt.

Mittlerweile ist die Zahl der interparlamentarischen Delegationen auf 34 (davon zehn Ge-

meinsame Gemischte Ausschüsse zu Beitrittsvorbereitungen) angewachsen. Bis 1985 be-

schäftigte sich eine Gruppe mit Lateinamerika, dann wurde diese in zwei Delegationen mit

jeweils 30 Parlamentariern geteilt (eine für die Länder Zentralamerikas und Mexiko sowie

eine für Südamerika).27

Laut Artikel 153 der EP-Parlamentsregeln werden die Delegationsmitglieder von den Prä-

sidenten der Fraktionen benannt. Sie werden zu Beginn und zur Mitte einer jeden Legislatur-

periode gewählt. Dabei soll eine möglichst gerechte Vertretung der politischen Richtungen

                                                          
25Vgl. Sozialistische Fraktion Europäisches Parlament, Die Beziehungen zwischen der Europäischen Ge-

meinschaft und Lateinamerika: Eine sozialistische Perspektive, Brüssel 1988, S. 8

26Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Außenbeziehungen der EU:Europäische Union-
Lateinamerika/Die Partnerschaft heute und die Perspektiven für ihren Ausbau 1996-2000, in: Brasilien-
Dialog 1/2/96, Institut für Brasilienkunde, Mettingen, S. 66-69

27Vgl. Dilicia Figueroa (El Parlamento Europeo/Dirección General de Estudios), El Parlamento Europeo y
América Latina: Relaciones Institucionales y principales puntos de vista, Luxemburgo 1995, S. 1
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und der Mitgliedstaaten gewährleistet werden.28

Das Ziel der interparlamentarischen Delegationen besteht hauptsächlich aus drei Punkten:

• Dialog mit Mitgliedern anderer Parlamente über gemeinsame Interessen;

• Informationsaustausch über relevante Themen;

• Informationsbeschaffung für das EP als Basis für die EU-Außenpolitik.

Die Delegationen veranstalten dazu eine Reihe von Aktivitäten, wie Treffen mit Parla-

mentariern und Regierungsmitgliedern anderer Länder. Anschließend findet eine Kanalisation

der Information durch die Parlamentsausschüsse oder die jeweiligen politischen Gruppen

statt, was seinerseits wiederum in Resolutionen des gesamten EP-Plenums münden kann.29

Grafik 1: Arbeitsweise der Interparlamentarischen Delegationen

Quelle: Eigene Erstellung des Autors

In der Dekade der 80er konzentrierte sich die Arbeit der Delegation zu Mittelamerika und

Mexiko in erster Linie auf eine Lösung der Konflikte in Mittel- und Zentralamerika. Der Bei-

trag des EP und der EU zu den einzelnen Friedensabkommen in der Region ist international

stark gewürdigt worden. Die Einmischung der EU in diesem Krisengebiet und deren Beteili-

gung am San José-Prozess wurde ausdrücklich von zentralamerikanischen Politikern erbeten,

so z.B. vom ehemaligen Präsidenten Costa Ricas, Luis Alberto Monge:

"Wir erwünschen uns von Europa keine Verwicklung in militärische Konflikte. ... Zwei ele-

mentare Dinge erbitten wir vom demokratischen Europa: 1. Eine permanente, klare und

vollkommene Stellungnahme für die Demokratie in der ideologischen Konfrontation mit dem

                                                          
28Vgl. Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments, 11. Auflage Februar 1996, Internetadresse

(17.04.1997): http://www.europarl.eu.int/dg1/reglem/de/reglem.htm

29Vgl. Dilicia Figueroa, (El Parlamento Europeo/Dirección General de Estudios), El Parlamento Europeo y
América Latina: relaciones institucionales y principales puntos de vista, Luxemburgo 1995, S. 1
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Despotismus, egal welcher ideologischer Ausrichtung er auch angehören möge. 2. Wirt-

schaftliche, technologische und wissenschaftliche Zusammenarbeit, um die Unterentwicklung

zu überwinden, die Produktion und die Produktivität zu erhöhen, damit Gesellschaften er-

richtet werden können, die nicht nur freie Wahlen garantiert haben, sondern auch einen ho-

hen Grad an Gleichheit, Gerechtigkeit und Solidarität."30

Die Delegation zu Südamerika hat sich in diesem Zeitraum hauptsächlich mit Hilfe bei der

Rückkehr Chiles in die Demokratie beschäftigt.

In letzter Zeit galt die Aufmerksamkeit beider Delegationen vorrangig der Unterstützung

der regionalen Integrationsbemühungen in Lateinamerika, ohne jedoch darüber die anderen

Probleme aus dem Auge zu verlieren.31

������ ,QWHUSDUODPHQWDULVFKH�.RQIHUHQ]HQ

Der Ursprung der Interparlamentarischen Konferenzen geht bis auf das Jahr 1972 zurück.

In diesem Jahr verabschiedeten sowohl das EP als auch das Lateinamerikanische Parlament

(PARLATINO) Resolutionen, in denen sie ihren Willen bekundeten, die gegenseitigen Bezie-

hungen zu vertiefen und zu institutionalisieren.

Die erste Konferenz fand 1974 in Bogotá statt. Die zweite folgte schon 1975 und seither

werden die Zusammenkünfte alle zwei Jahre zwischen den Interparlamentarischen Delegatio-

nen des EP und dem Lateinamerikanischen Parlament (PARLATINO) ausgerichtet. Sie fin-

den jeweils entweder in den betreffenden Ländern oder in einem Mitgliedsland der EU statt.

In den mittlerweile fast 23 Jahren, die seit der ersten Interparlamentarischen Konferenz ver-

gangen sind, ist diese Einrichtung zum ältesten kontinuierlich arbeitenden Forum des Dialo-

ges zwischen Europa und Lateinamerika geworden.32

Diese Konferenzen waren in der Vergangenheit besonders zur Verstärkung der parlamenta-

rischen Dimension der lateinamerikanischen Integration und zur Unterstützung des Recht-

staates wichtig.33Sie haben mit ihrer konstruktiven Kritik und ihren ständigen Appellen zu

einer erheblichen qualitativen und quantitativen Verbesserung der europäisch-

lateinamerikanischen Beziehungen beigetragen.

Dennoch bleibt festzuhalten, daß es ein offenkundiges Fehlen von Mechanismen gibt, die

                                                          
30Luís Alberto Monge, Alianza de Europa y América Latina para la Democracia y la Paz, Straßburg 1986,

S. 14f (eigene Übersetzung)

31Vgl. Dilicia Figueroa, a.a.O., S.60-62

32Vgl. Instituto de Relaciones Europeo-Latinoamericanas (IRELA), Documento de Trabajo N° 36: El diálo-
go interparlamentario Comunidad Europea-América Latina 1974-1992/Un examen de las relaciones inter-
regionales, Madrid 1993, S. 1
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es ermöglichen würden, die verabschiedeten Empfehlungen auch tatsächlich umzusetzen.

Allzu oft versanden diese, ohne wirkliche Konsequenzen zu haben.

���������'LH�7KHPHQ�GHU�,QWHUSDUODPHQWDULVFKHQ�.RQIHUHQ]HQ

Auf den bisher zwölf Konferenzen wurde eine Vielzahl von Themen diskutiert, jedoch ste-

chen drei Bereiche hervor: 1. Die politischen Beziehungen; 2. Die wirtschaftlichen Beziehun-

gen; und 3. Die europäische Entwicklungshilfe für Lateinamerika.

Was die politischen Beziehungen betrifft, so haben sich die ersten Konferenzen in den 70er

Jahren im Zusammenhang mit den damals überall entstehenden Militärregime besonders für

den Erhalt der Demokratie und der Parlamente eingesetzt. Vorherrschendes Thema in den

80er Jahren waren dagegen nach der weitgehenden Redemokratisierung Lateinamerikas die

sozialen Ungerechtigkeiten. Daneben sind in den 90er Jahren weitere Themen in den Vorder-

grund gerückt, wie z.B. die Situation der Frauen, das Drogenproblem oder der Umweltschutz.

Dort wird die EU dazu aufgerufen eine aktivere Rolle zu spielen.

Bezüglich den wirtschaftlichen Beziehungen haben sich die interparlamentarischen Konfe-

renzen stets für ihren Ausbau, für eine weitergehende Handelsliberalisierung, eine Förderung

der Investitionen und eine Verbesserung der Handelspräferenzen ausgesprochen.34 Eine große

Rolle spielte in den 80er Jahren natürlich auch die Schuldenkrise, so z.B. auch auf der 7. Kon-

ferenz in Lissabon 1987.35

���������'LH�(UIROJH�GHU�,QWHUSDUODPHQWDULVFKHQ�.RQIHUHQ]HQ

Unter den Erfolgen der Interparlamentarischen Konferenzen ist mit Sicherheit die Auf-

nahme demokratischer Prinzipien in die Arbeit von Kommission und Rat zu nennen. So hat

schon die 6. Konferenz 1983 unterstrichen, daß sich die gemeinsame Zusammenarbeit auf die

Anerkennung von allgemeinen Werten, wie Demokratie und Menschenrechte, stützt. Dieser

Grundgedanke wurde dann von einer gemeinsamen Erklärung des Rates vom 22.06.1987 über

die Beziehungen EG-Lateinamerika übernommen. Die Erklärung vom 20.12.1990 von Rom

über die Beziehungen zwischen der EG und der Rio-Gruppe, welche den globalen Dialog EG-

Lateinamerika institutionalisierte, gab als eines der Ziele der gemeinsamen Beziehungen die

Unterstützung für Demokratie, Menschenrechte und Rechtsstaat an. Die ersten beiden Mini-

stertreffen zwischen der Rio-Gruppe und der EG 1991 und 1992 schlossen sich diesem eben-

                                                                                                                                                                                       
33Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Außenbeziehungen der EU:Europäische Union-

Lateinamerika/Die Partnerschaft heute und die Perspektiven für ihren Ausbau 1996-2000, in: Brasilien-
Dialog 1/2/96, Institut für Brasilienkunde, Mettingen, S. 71f

34Vgl. Dilicia Figueroa (El Parlamento Europeo/Dirección General de Estudios), El Parlamento Europeo y
América Latina: relaciones institucionales y principales puntos de vista, Luxemburgo 1995, S.62f

35Vgl. Otto Schmuck, Entwicklungspolitik, in: Jahrbuch der Europäischen Integration 1987/88, Bonn 1988,
S. 244
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falls an.

Bei den wirtschaftlichen Beziehungen ist zu erwähnen, daß die 7. Konferenz 1985 Koope-

rationsverträge zwischen der EG und Argentinien sowie Uruguay vorgeschlagen hat. Am

8.10.1990 wurde auch ein Kooperationsabkommen mit Argentinien unterzeichnet. Dieses und

die weiteren neueren Abkommen der sogenannten "dritten Generation" mit Lateinamerika

enthalten im Gegensatz zu den vorherigen Abkommen der "ersten und zweiten Generation",

die von Bestimmungen zu den Handelsbeziehungen geprägt waren, einen Artikel über die

demokratische Grundlage der Kooperation und eine Klausel, welche es ermöglicht, die Ko-

operationsgebiete über spezifische Verträge zu erweitern.

Ein Impuls zur weiteren Verfestigung der Kooperation EU-Lateinamerika wurde mit dem

Vorschlag der 5. Konferenz 1981 gegeben, weitere Büros der Kommission in Lateinamerika

zu errichten. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte es lediglich zwei Vertretungen in Santiago de

Chile und in Caracas gegeben. 1984 wurden dann weitere ständige Vertretungen in San José

(Costa Rica) und Brasília eingerichtet. Es folgten 1989 Mexiko-Stadt und Montevideo sowie

1991 Lima und Buenos Aires.

Ebenso geht die Gründung des Instituto de Relaciones Europeo-Latinoamericanas (IRE-

LA) auf einen Vorschlag der 1. Konferenz von 1974 zurück, einer Expertengruppe den Auf-

trag zu erteilen, ein europäisch-lateinamerikanisches Institut zu gründen. Dies wurde noch-

mals von der 6. Konferenz 1983 bekräftigt, bis die Gründung von IRELA 1984 in Buenos

Aires erfolgte. Während der 7. Konferenz 1985 wurde die Entscheidung, ein europäisch-

lateinamerikanisches Institut zu gründen, ratifiziert. Als Sitz wurde Brasília für Lateinamerika

und Madrid für Europa festgelegt. In Madrid nahm IRELA 1985 seine Arbeit auf.36

Was das PARLATINO betrifft, das bereits 1964 gegründet wurde, so schlug die 8. Konfe-

renz 1987 eine Institutionalisierung des Lateinamerikanischen Parlamentes vor, die noch im

selben Jahr durch Vertreter von 18 lateinamerikanischen Ländern vorgenommen wurde.37

Bereits die zweite Konferenz 1975 wünschte eine stärkere Berücksichtigung ihrer Erklä-

rungen bei der Arbeit der entsprechenden Organe, was von der 7. Konferenz 1985 noch ein-

mal wiederholt wurde. 1987 erklärte schließlich die Kommission, daß sie den Kontakt der

Parlamente Lateinamerikas und Europas aktiv unterstütze und in der Erklärung von Rom zwi-

schen der EG und der Rio-Gruppe verpflichteten sich beide Partner, die Parlamente beim ge-

meinsamen Kooperationsprozeß zu berücksichtigen. Jedoch erreichte hier die Interparlamen-

                                                          
36Vgl. Instituto de Relaciones Europeo-Latinoamericanas (IRELA), Documento de Trabajo N° 36: El diálo-

go interparlamentario Comunidad Europea-América Latina 1974-1992/Un examen de las relaciones inter-
regionales, Madrid 1993, S. 3-11

37Vgl. ebenda S. 15f
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tarische Konferenz keine formale Repräsentation, wie sie sie z.B. beim San José-Prozess be-

sessen hatte.

������ .RRSHUDWLRQ�PLW�3DUODPHQWHQ�UHJLRQDOHU�=XVDPPHQVFKOÜVVH

Nicht nur mit dem PARLATINO hat es in der Vergangenheit eine Kooperation gegeben,

sondern auch noch mit den Parlamenten der einzelnen regionalen Zusammenschlüsse Latein-

amerikas, z.B. dem Zentralamerikanischen Parlament (PARLACEN), dem Parlament des An-

denpaktes (PARLANDINO) oder der Parlamentarischen Versammlung des MERCOSUR.

���������.RRSHUDWLRQ�PLW�GHP�3$5/$&(1

Besonders positiv ist die bisherige Zusammenarbeit mit dem Zentralamerikanischen Par-

lament gewesen. Schon die Errichtung des PARLACEN durch die fünf Präsidenten des Zen-

tralamerikanischen Gemeinsamen Marktes (MCCA) 1985 und 1987 wurde von Anfang an

stark vom EP unterstützt. 1988 stellte es eine Finanzhilfe von 20 Millionen ECU bereit, damit

die Mitglieder des PARLACEN gewählt werden konnten. Der Hilfe liegt die europäische

Auffassung zugrunde, daß das PARLACEN ein Impuls für die regionale Integration sein

könnte. Ein weiterer Grund für die besondere Unterstützung des PARLACEN ist die Tatsa-

che, daß dieses Parlament als einziges der regionalen Parlamente Lateinamerikas direkt ge-

wählt wird.38 Man kann sagen, daß das EP praktisch die Patenschaft über das PARLACEN

übernommen hat.39

���������.RRSHUDWLRQ�PLW�GHP�3$5/$1',12

Weniger positiv sieht die Bilanz der Zusammenarbeit mit dem Parlament des Andenpaktes

aus, bei der in letzter Zeit eine gewisse Stagnation festzustellen war.  Dies zum einen sicher-

lich aufgrund der internen Schwierigkeiten des Andenpaktes (Mitte April 1997 ist Peru aus

dem Pakt ausgetreten), zum anderen aber auch aufgrund gegenseitiger Mißverständnisse. So

beklagte z.B. der Präsident des PARLANDINO, Patricio Padrón, daß das EP das PAR-

LANDINO nicht als vollwertigen Verhandlungspartner anerkannt, sondern als Unterabteilung

des PARLATINO behandelt habe. Von Seiten des EP stellte Javier Pomés Ruiz (MdEP) fest,

daß das Europäische Parlament nicht die notwendigen Kapazitäten habe, um mit allen regio-

nalen Parlamenten einen institutionalisierten Dialog zu führen. Ebenso wurde die Schwierig-

keit hervorgehoben, einen direkten interparlamentarischen Dialog vor einem politischen Dia-

                                                          
38Vgl. Wolf Grabendorff (IRELA), El Parlamento Europeo y el Parlamento Centroamericano: la Dimesión

Parlamentaria de las Relaciones entre Centroamerica y la Comunidad Europea, in: Joaquín Roy (Hrsg.),
La Reconstrucción de Centroamerica: El Papel de la Comunidad Europea, Miami 1992, S. 92f

39Vgl. Rolf Linkohr/Die SPD-Abgeordneten im Europäischen Parlament, Thema Europa: Die Europäische
Gemeinschaft und Lateinamerika, Bonn 1993, S. 14f
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log EU-Andenpakt zu etablieren.40

���������.RRSHUDWLRQ�PLW�GHU�3DUODPHQWDULVFKHQ�.RPPLVVLRQ�GHV�0(5&2685

Bezüglich des MERCOSUR hat das EP angemahnt, die parlamentarischen Kontakte bei

den Beziehungen nicht zu vergessen. Erste Kontakte mit der Parlamentarischen Kommission

des MERCOSUR wurden im Februar 1994 aufgenommen. Es bleibt eine der erklärten Priori-

täten des EP, die Konsolidierung des MERCOSUR zu unterstützen.41

Eine institutionalisierte Zusammenarbeit des EP mit der Parlamentarischen Kommission

des MERCOSUR würde dann besonders interessant, wenn laut dem 1995 zwischen der EU

und dem MERCOSUR abgeschlossenen Kooperationsabkommen, die angestrebte Freihan-

delszone zustande käme.42

Grafik 2: Das EP als Akteur im Gruppendialog mit Lateinamerika

Quelle: Eigene Erstellung des Autors

������ 3ULQ]LSLHOOH�6WDQGSXQNWH�GHV�(3

Seit dem Beginn der 70er Jahre und in einer intensiveren Weise seit den 80er Jahren hat

das EP die politische und sozioökonomische Entwicklung Lateinamerikas betrachtet und sei-

ne Meinung in einer Vielzahl von Debatten und Resolutionen gebildet und kundgetan. Re-

                                                          
40Vgl. IRELA, Conference Report 6/93: Cooperation between the European Union and the Andean Group:

Strengthening biregional relations, Madrid 1993, S. 13f

41Vgl. Dilicia Figueroa (El Parlamento Europeo/Dirección General de Estudios), El Parlamento Europeo y
América Latina: relaciones institucionales y principales puntos de vista, Luxemburgo 1995, S. 58

42Vgl. Olvidio Bellando, Aznar también impulsa un eje UE-Mercosur, in: La Nación, Buenos Aires,
22.04.1997 (http://www.lanacion.com) und Félix Peña, El Mercosur y la Unión Europea: El Camino hacia
una Nueva Alianza Interregional, in: Centro Latinoamericano para las Relaciones con Europa (CELARE),
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gelmäßig hat das Europäische Parlament in klarer Form gegen die Verletzung von Menschen-

rechten und für die Prinzipien des Rechtsstaates und der Demokratie Stellung bezogen. Zwei

weitere Schwerpunkte der Aufmerksamkeit des EP war die Unterstützung - besonders der

jeweiligen parlamentarischen Komponente - der regionalen Integrationsprozesse in Latein-

amerika, wie z.B. SELA, Andenpakt, MCCA und MERCOSUR. 43

Insgesamt über 300 Resolutionen wurden zu Lateinamerika verabschiedet, die - obwohl sie

keinen verpflichtenden Charakter besitzen - in der Regel von den jeweiligen Adressaten be-

rücksichtigt wurden. Die starke Zunahme ab 1980 ist hauptsächlich auf die erste Direktwahl

des Europäischen Parlamentes im Jahr 1979 zurückzuführen. Der Rückgang in den 90ern hat

in erster Linie wohl mit der verbesserten Situation der Demokratie in Lateinamerika zu tun.

Außerdem kann man feststellen, daß das EP dazu neigt, weniger schnell Resolutionen zu

Randbereichen seiner Arbeit, wie z.B. Stellungnahmen zu Naturkatastrophen (alleine 1985

hat es 6 Resolutionen zum Erdbeben in Mexiko gegeben), zu verabschieden.

Grafik 3: Zahl der Resolutionen des EP zu Lateinamerika
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Quelle: Eigene Erhebung nach Parlamento Europeo/Dirección General de Estudios, Repertorio de Reso-
luciones del Parlamento Europeo sobre América Latina 1963-1995, 1. und 2. Band, Luxemburg 1995

Man kann die Resolutionen grob nach solchen zu allgemeinen und politischen Beziehun-

gen, zur Entwicklungszusammenarbeit, zu den Wirtschafts- und Handelsbeziehungen, zur

politischen Situation in den jeweiligen Ländern, zu Menschenrechtsverletzungen (inkl. Reso-

lutionen zu sozialen Fragen), zur Drogenbekämpfung, zum Umweltschutz und zu anderen

Fragen (z.B. Resolutionen zu Naturkatastrophen wie Erdbeben oder Überschwemmungen)

einteilen (siehe auch Tabelle im Anhang).

                                                                                                                                                                                       
Documentación de Base: Relaciones América Latina-Unión Europea: Nuevas Perspectivas, Santiago de
Chile 1995, S. 27ff
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Grafik 4: Themen der Resolutionen des Europäischen Parlamentes
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Quelle: Eigene Erhebung nach Parlamento Europeo/Dirección General de Estudios, Repertorio de Reso-
luciones del Parlamento Europeo sobre América Latina 1963-1995, 1. und 2. Band, Luxemburg 1995

Zur Entwicklung der Themenzusammensetzung der Resolutionen läßt sich sagen, daß die

Stellungnahmen in den 80ern hauptsächlich aus den Bereichen Politische Situation in den

Ländern (Demokratie) und Menschenrechte kamen, die in den 90ern jedoch etwas an Gewicht

zugunsten der Themen Entwicklungszusammenarbeit, Wirtschafts- und Handelsbeziehungen

sowie Umweltschutz verloren (siehe auch Tabelle im Anhang).

���������(QWZLFNOXQJV]XVDPPHQDUEHLW

In den letzten Jahren wird von Seiten der EU aus bei der finanziellen und technischen Hilfe

ein Schwerpunkt auf Projekte zur Unterstützung des informellen Bereichs, zur Verbesserung

der Lebensbedingungen und rechtlichen Situation der indigenen Urbevölkerung sowie auf

Aktionen zur Gleichberechtigung der Frau und zu einer besseren Bildung der gesamten Be-

völkerung gelegt. Daneben hat sich die EU verpflichtet, mindestens 10% der im Rahmen der

Zusammenarbeit mit der EU ausgegebenen Gelder für Projekte und Programme im Bereich

des  Umweltschutzes (besonders zur Erhaltung der tropischen Regenwälder und zu einer Ver-

besserung der Lebensumgebung in den Metropolen) zu verwenden. Dies ist mit Sicherheit

                                                                                                                                                                                       
43Vgl. Dilicia Figueroa (El Parlamento Europeo/Dirección General de Estudios), El Parlamento Europeo y

América Latina: relaciones institucionales y principales puntos de vista, Luxemburgo 1995, S. 60 u. 66
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auch ein Ergebnis der kontinuierlichen Bemühungen des EP auf diesem Gebiet.44

���������:LUWVFKDIWV��XQG�+DQGHOVEH]LHKXQJHQ

Seit dem Beginn der 70er Jahre hat das EP die EG dazu aufgefordert, die Handelsbezie-

hungen mit Lateinamerika fortzuentwickeln und dabei auch die Wirtschaftsinteressen dieser

Länder - besonders der schwächeren - zu berücksichtigen. Der GATT-Prozess, die regionale

Integration, das System der gegenseitigen Handelspräferenzen und der Abschluß von Koope-

rationsabkommen ist vom Europäischen Parlament unterstützt worden. Für Zentralamerika

schlug man ein wirtschaftliches Kooperationssystem mit Vorzugsbedingungen im Warenver-

kehr vom Typ Lomé vor.

���������3ROLWLVFKH�%H]LHKXQJHQ

Einen gewissen Erfolg der langjährigen Bemühungen des EP um eine Stärkung der Demo-

kratie in Lateinamerika stellt mit Sicherheit die Einführung einer Demokratieklausel in die

Kooperationsabkommen der sogenannten "dritten Generation" dar. Seit 1990 werden Koope-

rationsabkommen dieser Art mit Ländern des lateinamerikanischen Subkontinents unterzeich-

net.45 Mit besonderer Aufmerksamkeit verfolgte das EP den San José-Prozess in Zentralame-

rika und ermunterte die einzelnen Parteien zum Dialog.

���������6R]LDOH�6LWXDWLRQ�XQG�0HQVFKHQUHFKWH

Von der engen Verbindung zwischen sozialer und wirtschaftlicher Entwicklung überzeugt,

hat das EP stets seiner Sorge um die Probleme der benachteiligten Bevölkerungsschichten

Ausdruck gegeben und darum gebeten, daß die gemeinschaftliche Hilfe auch dem sozialen

Fortschritt dienen möge. Was die Situation der indigenen Völker betrifft, so wurden die ent-

sprechenden Regierungen dazu aufgefordert, die Rechte dieser Bevölkerungsgruppen sicher-

zustellen. Die EU wurde dazu angehalten zusätzliche Mittel für entsprechende Projekte be-

reitzustellen. 46

���������'URJHQEHNÁPSIXQJ

Mit dem Kampf gegen den internationalen Drogenhandel in Lateinamerika hat sich das EP

zum ersten Mal in einer Resolution vom 14.05.1982 befaßt. Der Drogenhandel soll, so die

Meinung des Europäischen Parlamentes, in Form einer gemeinsamen, internationalen Aktion

                                                          
44Vgl. Dilicia Figueroa (El Parlamento Europeo/Dirección General de Estudios), El Parlamento Europeo y

América Latina: relaciones institucionales y principales puntos de vista, Luxemburgo 1995, S. 73-75 und
S. 90

45Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Außenbeziehungen der EU:Europäische Union-
Lateinamerika/Die Partnerschaft heute und die Perspektiven für ihren Ausbau 1996-2000, in: Brasilien-
Dialog 1/2/96, Institut für Brasilienkunde, Mettingen, S. 71

46Vgl. Dilicia Figueroa (El Parlamento Europeo/Dirección General de Estudios), El Parlamento Europeo y
América Latina: relaciones institucionales y principales puntos de vista, Luxemburgo 1995, S. 65
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bekämpft werden. Ebenso wurde die Europäische Union dazu aufgefordert, den unterentwik-

kelten, drogenexportierenden Ländern wirtschaftliche Hilfen zukommen zu lassen.47

���������8PZHOWVFKXW]

Die erste Resolution zu Umweltfragen, datiert vom 16.03.1988, beschäftigt sich mit der

Zerstörung des Amazonas durch das von der EG geförderte Carajás-Projekt in Brasilien. Seit-

her hat das EP immer wieder auf die sich verschlechternde Umweltsituation und auf die Not-

wendigkeit einer internationalen Aktion zu ihrer Verbesserung und zur Einführung von Mo-

dellen einer nachhaltigen, wirtschaftlichen Entwicklung hingewiesen. Eine besondere Auf-

merksamkeit in Lateinamerika gilt der Erhaltung der tropischen Regenwälder des Amazo-

nas.48

                                                          
47Vgl. Parlamento Europeo/Dirección General de Estudios, Documento de Trabajo: Repertorio de Resolu-

ciones del Parlamento Europeo sobre América Latina 1963-1995, 1. Band, Luxemburg 1995, S. 87

48Vgl. Parlamento Europeo/Dirección General de Estudios, Documento de Trabajo: Repertorio de Resolu-
ciones del Parlamento Europeo sobre América Latina 1963-1995, 2. Band, Luxemburg 1995, S. 421
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Verglichen mit den rechtlich doch sehr bescheidenen Möglichkeiten des Europäischen

Parlamentes muß die Bilanz des Gruppendialoges mit Lateinamerika positiv ausfallen. Es ist

dem EP gelungen, der EU-Außenpolitik wichtige Impulse im Bereich Menschenrechte und

Demokratie zu geben. Gerade die Situation einer auf dem Feld der Außenpolitik mit wenig

Kompetenzen ausgestatteten Institution hat es dem EP erlaubt, mit solchem Nachdruck die

von Rat und Kommission gerne als eher "lästig" und die wirtschaftlichen Beziehungen stö-

rend empfundenen Fragen der Menschenrechte und Demokratie zu verfechten. Dennoch wur-

den auch in den Bereichen, in denen das Parlament gewisse Kompetenzen besitzt (z.B. Ko-

operations- oder Assoziationsabkommen), diese Anliegen vertreten und teilweise auch durch-

gesetzt.

Diese Handlungsweise des Parlamentes kommt dem Leitbild der Zivilmacht-These sehr

nahe. Vom EP wurde und wird ein besonderer Wert auf nicht-militärische Konfliktlösungs-

versuche gelegt. Dies wird besonders deutlich am ehemaligen Krisenherd Mittelamerika, wo

man erfolgreich ein Gegenmodell zu den eher militärischen Lösungsansätzen der Global-

macht USA verfolgte.

Besonders hervorzuheben im Dialog mit Lateinamerika ist die große Zahl an politischen

Kontakten auf persönlicher und institutioneller Ebene, die durch die Parlamentarischen Dele-

gationen, die Interparlamentarischen Konferenzen und durch Besuche aus und in den betref-

fenden Ländern getätigt wurden. Sie haben mit Sicherheit, auch wenn dies schwer zu messen

ist, zur Verbesserung der Situation der jeweiligen Länder und der Beziehungen zwischen der

EU und Lateinamerika beigetragen. Als herausragendste Beispiele mögen der erfolgreiche

Friedensprozess in Mittelamerika und die in den letzten Jahren deutlich erhöhte Aufmerk-

samkeit von Rat und Kommission für Lateinamerika (hier besonders für den MERCOSUR,

Chile und Mexiko) dienen.

Das Parlament bleibt jedoch auch weiter aufgefordert sich so intensiv wie bisher für die

Demokratie, das Rechtsstaatsprinzip und die Menschenrechte einzusetzen. Es darf nicht ver-

gessen werden, der sogenannten "Soziale Schuld" und dem Umweltschutz eine bedeutende

Rolle bei den Gesprächen und Verhandlungen mit den lateinamerikanischen Partnern zu-

kommen zu lassen. Denn nur mit einer gerechteren Einkommensverteilung in den Ländern

Lateinamerikas wird eine dauerhafte Konsolidierung der Demokratie und ein weiterer gesell-

schaftlicher Fortschritt möglich sein.
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Jahr Allg. u.
pol. Be-

ziehungen

Entwick-
lungszu-
sammen-

arbeit

Wirtschaf-
tund Han-
delsbez.

Politische
Situation in
den Ländern

Men-
schen-
rechte

Drogen Umwelt-
schutz

Sons-
tige

 Ge-
samt

1963 1 1
1964 1 1
1965 0
1966 0
1967 0
1968 0
1969 1 1
1970 0
1971 1 1
1972 1 1 2
1973 1 1
1974 1 1
1975 0
1976 2 3 5
1977 0
1978 0
1979 1 1
1980 2 4 4 10
1981 2 1 2 1 3 9
1982 1 3 10 3 1 18
1983 1 4 8 9 22
1984 3 3 3 5 14
1985 5 4 4 5 5 7 30
1986 1 1 1 13 3 1 3 23
1987 4 1 5 9 8 1 3 31
1988 2 4 2 9 13 4 34
1989 7 4 11 11 3 2 38
1990 4 3 8 10 3 28
1991 2 4 5 4 7 1 2 25
1992 1 8 4 13 3 1 30
1993 5 6 6 6 1 24
1994 1 5 3 6 5 20
1995 1 3 3 7

Ges. 30 36 57 106 112 6 9 21 377

Bemerkung: 1996 nur bis Mai

Quelle: Eigene Erhebung nach Parlamento Europeo/Dirección General de Estudios, Repertorio de Resolu-
ciones del Parlamento Europeo sobre América Latina 1963-1995, 1. und 2. Band, Luxemburg 1995
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Konferenzen Daten Ort

1. Konferenz 15.-17.07.1974 Bogotá

2. Konferenz 19.-21.11.1975 Luxemburg

3. Konferenz 24.-27.07.1977 Mexiko-Stadt

4. Konferenz 19.-21.02.1979 Rom

5. Konferenz 25.-28.01.1981 Bogotá

6. Konferenz 13.-16.06.1983 Brüssel

7. Konferenz 16.-20.06.1985 Brasília

8. Konferenz 21.-25.06.1987 Lissabon

9. Konferenz 30.01.-03.02.1989 San José (Costa Rica)

10. Konferenz 02.-06.04.1991 Sevilla

11. Konferenz 03.-07.05.1993 São Paulo

12. Konferenz 19.-23.06.1995 Brüssel

Quelle: Dilicia Figueroa, El Parlamento Europeo y América Latina: relaciones in-
stitucionales y principales puntos de vista, Luxemburgo 1995, S. 13


